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Deutſchlaud. 
O Berlin, 29. Januar. Die „Kreuzzeitung“ will bei 
Ihrer Mittheilung über die Enthebung des General v. Manteuffel 
dom Kommando des 9. Armeekorps durch Betonung der nur pro- 
viſortſch erfolgten Ernennung des General Manſtein zum Nach- 
olger wohl der Vermuthung Naum geben, daß es ſich überhaupt 
nur um eine proviſoriſche Veränderung im Kommando etwa für die 
Zeit des Urlaubs handle. Dom iſt aber nicht jo; die Ernennung 
es General Manſtein iſt allerdings zunächſt eine proviſoriſche, nicht 
aber die Enthebung des General v. Manteuffel. Auch der Aus- 
druck der „Schleswiger Nachrichten“ von Zurückverſetzung des Ge- 
neral v. Manteuffel in die Geueral-Adjutantur entſpricht der Sach ⸗ 
lage nicht, da derselbe den Charakter als General - Adjutant nie 
verloren hat, alſo auch jetzt unverändert beibehält, dienſtthuender 
General-Adjutant aber nicht ſein wird. — Auch von Heſſen-Darm⸗ 
ſtadt iſt nunmehr die Anzeige eingegangen, daß die erforderlichen 
nordnungen zur Vornahme der Wahlen am 12. urd zur Eröff⸗ 
nung des Reichstags am 24. Februar für Oberheſſen, wie für die 
auf dem rechten Ufer des Mains im Bezirksamt Mainz belegenen 
Gebietstheile erfolgt ſei. Letzteres iſt inſofern bemerkenswerth, als 
adurch die Gerüchte widerlegt werden, daß Heſſen-Darmſtadt we⸗ 
gen Eintritts von Caſtel und Koſtheim in den norddeutſchen Bund 
Widerſpruch erhoben habe, oder das Aufgeben dieſes Widerſpruchs 
konſtatirt ft. — Vom Handeleminiſter ſind die Eiſenbahn-Dirck⸗ 
tionen auch in den neuen Landesthellen angewleſen worden, über 


jeden vorkommenden Unfall ſchleunigſt, bel größeren Unfällen per 


tlegramm Anzeige machen. Die Befolgung dieſer Vorſchrift ſoll 
dom Handelsminiſter ſtreng überwacht werden. — Auch die baier- 
ſchen Zeitungen ſprechen zum großen Theil ihre Anerkennung zu 
em Programm des Fürſten Hobenlohe aus, und die Erkenntniß, 
daß das Wohl aller deutſchen Staaten nur im Anſchluß an Preu- 
ben geſichert ſei, ſcheint in Folge der Ereignifje des vergangenen 
hres endlich überall zum Durchbruch zu kommen. Die „Kemp⸗ 
tener Zeitung“ äußert z. B., daß mit dem feſten Anſchluß an Preu- 
hen auch die Exiſtenz Balerns geſichert werde. — Ein jetzt unter 
dem Namen „Independinta Romana“ in Bulareft, und zwar auch 
in deutſcher neben der Landesſprache erſcheinendes Blatt bringt ſehr 
beachtenswerthe Andeutungen über den Stand der orientaliſchen 
Frage, die von geſunder Auffaſſung zeugen. Im Weſentlichen 
ſpricht das Blatt die Ueberzeugung aus, daß ſich allmälig im Orient 
die Bildung kleinerer, von der Türket und Rußland mehr oder we- 
niger unabhängiger Staaten ohne einen großen ortentallſchen Krieg 
vollzlehen werde und daß namentlich England, Frankreich, Oeſter⸗ 
relch und Preußen denſelben auch kein Hlnderniß entgegen fielen 
würden. — Die „Itktlon“ der „Nordd. Allgem. if. Beten 
Aeußerung bel Gelegenheit der Beſprechung des balerſchen Pro- 
gramms, „daß es eine Fiktion jet, in dem Prager Frieden ein Hin- 
derniß der Vereinigung zwiſchen den nord- und ſüddeutſchen Staa⸗ 
ten zu finden“, hat im Auslande größere Beachtung gefunden, als 
fie es verdient. Es wird, wie ſchon oft geſchehen, lrrthümlich dabei 
angenommen, daß Alles, was die „Nordd. Allg. Z.“ ſagt, offiztöſen 
Urſprungs ſei. Dies iſt natürlich nicht der Fall und auch der be- 
treffende Artikel iſt als eine perſönliche Auffaſſung der Redaktion 
zu betrachten, für welchen die Regierung keinerlei Verantwortung 
zu übernehmen hat. 

Berlin, 29. Januar. Se. Königliche Hoh. der Kronprinz 
widmet der Organiſation und weiteren Entwickelung der Viktoria 
Natlonal-Invaliden-Stiftung dle lebhafteſte und thätigſte Theil- 
nahme. Höchſtderſelbe wohnte der letzten Sitzung des geſchäfts⸗ 
führenden Ausſchuſſes am vorigen Sonnabend von 6½ bis 9 Uhr 
bei und betheiligte ſich eingehend an den Verhandlungen. Das 
Augenmerk iſt zunächſt vorzugsweiſe auf den Anſchluß und die ge- 
meinſame Organtfation der Lokel-Vereine an den Central-Verein 
gerichtet. 

pie (W.-Z.) Als zuverläſſig gilt, daß die norddeutſchen Re- 
gierungen während der Seſſion des Reichstages bei der preußiſchen 
Regierung vertreten fein werden. Die Verhandlungen mit dem 
Reichstage werde indeſſen Preußen allein zu leiten haben. 

— (3. C.) Die Bevollmächtigten der norddeutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten waren geſtern Nachmittag zu einer Konferenz im Staats- 
Minifterium verſammelt, in welcher der Herr Miniſtet - Präfident 

Graf Bismarck erſchien. Heute Mittag hatten die Bevollmächtigten 
ebenfalls im Staats-Miniftertum eine Zuſammenkunft, die jedoch 
nur den kurzen Zeitraum von drei Viertel Stunden in Anſpruch 
nahm. x 

— (3. C.) Die Dienfte, welche der General v. Manteuffel 
in den Herzogthümern geleiftet hat, werden nicht vergeſſen werden. 
Er war es, der zu einer Zeit, wo in Holſtein die Achtung vor der 
preußiſchen Autorität mit Hülfe der leeren Anſprüche einer unbe⸗ 
rechtigten Agitation bekämpft wurde, die Achtung des Namens Preu- 
ßens aufrecht erhielt, der mit eben jo viel Energie als Humanität 
die Herzogthümer in die Zuſammengehörigkeit mit Preußen binein- 
zuleiten wußte, der endlich durch Raſchheit der militärtſchen Bewe- 
gungen den Herzogthümern den Anblick neuen Blutvergteßens auf 
ihrem Boden erſparte. General v. Manteuffel war der erſte, der 
nach geſchloſſenem Frieden die Nothwendigkeit erkannte, einen Civil- 
Beamten an die Spitze der Verwaltung Schleswig -Holſteins zu 
ſtellen. Wenn er gegenwärtig aus jeglicher Verbindung mit der 
Adminiſtration der Herzogthümer geſchleden iſt, jo harmonirt das 
mit feiner längſt ausgeſprochenen Abſicht, in vemſelben Augenblick, 
wo die Einverleibung der Herzogthümer proklamirt werde, den Theil 
der Aufgabe, die er bei Durchführung dleſer Sache übernommen, 
für vollſtändig gelöſt zu halten. 

— Die angeſtellten Unterſuchungen haben ergeben, daß der in 
einem Gange des Hauſcs Mehnerſtraße 5 gefundene Todte ein hier 
ausgewleſener Weberlehrling Namens Otte und eines natürlichen 


Epidemie genau beachtet werden. 


* 


Todes geſtorben, wahrſcheinlich erfroren iſt. Wie es gekommen, 
daß die Leiche unbekleidet war, konnte nicht ermittelt werden. 

— In Abgeordnetenkrelſen zirkulirt nach der „C. S.“ das 
Gerücht, die Regierung werde den Geſetzentwurf, betreffend dieß An⸗ 
ſtellung von Juſtizbeamten aus den neuen Landesthellen in den 
älteren Provinzen, in Folge des Reſultates der Kommiſſtons-Be⸗ 
rathungen, zurückziehen. 8 

— Die Abtheilung für die Medizinal⸗Angelegenheiten in dem 
Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen- 
beiten hat dem Miniſter ein Gutachten über die etwaige Schließung 
der Schulen bei Cholera -Epldemien erſtattet. Die gänzliche 
Schließung der Schulen ſoll demnach nicht ohne dringende Noth 
erfolgen und von der Sanltäts-Kommiſſion nur darauf gehalten 
werden, daß in den Schulzimmern ſtets eine reine Luft vorhanden 
jet und Ueberfüllung vermieden werde. Es wird dabei ausgeführt, 
daß die Uebertragung der Cholera von geſunden Perſonen, ſelbſt 
wenn fie Cholerakranken nahe geweſen find, auf andere Geſunde 
an einem dritten Orte nicht feſtſtehe, ja, für eine ſolche Annahme 
jeder Anhalt fohle. Es liege auch dafür, daß eine Verbreitung 
der Cholera irgendwo durch den Schulbeſuch befördert worden jet, 
kein Beiſplel vor. Die beſonders gut zu lüftenden und rein zu 
haltenden Schulzimmer ſeien, zumal fie nicht überfüllt ſein wer- 
den, für die Kinder als Zufluchteſtätten zu betrachten, in denen 
fie, wenigſtens während der Schulzeit, vor der Gefahr der An- 
ſteckung geſchützt bleiben. Die heilſame Wirkung des dauernden 
Schulbeſuchs erſtrecke ſich aber auch auf das häusliche Leben; die 
Gewöbnung der Jugend endlich an unweigerliche Erfüllung ihrer 
Pflichten, ſelbſt unter äußerlich erſchwerenden Umſtänden, dürfe als 
moraliſche Kräftigung für ihr ganzes Leben nicht boch genug in 
Anſchlag gebracht werden. Der etwaigen Furchtſamkeit der Eltern 
aber ſei durch „Aufhebung des Schulzwangs“ während der Cholera⸗ 
Epidemie genügend Rechnung getragen. Hiernach dürfte es nach 
Anſicht der Medizinal⸗-Abthellung ſelbſt ſchwer werden, die Ver⸗ 
hältniſſe dringender Noth bezeichnen zu wollen, „unter denen die 
Schließung ſämmtlicher Schulen wegen der Cholera-Epidemle aus- 
nahmsweiſe geſtattet wäre“. Der Fall einer jo großartigen Kala— 
mität, daß der Ausbruch der Cholera an einem Orte die Auflöſung 
aller geſetzllchen Bande zur Folge hätte, würde dort auch die 
Schließung der Schulen nothwendig machen. Ein ſolches Vor⸗ 
kommniß jet in Preußen aber ſelt 1831 glücklicher Weiſe nicht er- 
lebt worden. Dieſes Gutachten wird von dem Unterrichtsminiſter 
ſämmtlichen Reglerungen zugehen, damit die in denſelben niederge⸗ 
legten Grundsätze algem Wiedererſchelnen einer Cholera⸗ 


Berlin, 29. Jannar. (Herrenhaus) 21. Sitzung. (Schluß. 
Hr. v. Kleiſt⸗Retzow greift die Ausführungen des Vorre Ar febaft 17 
Wir haben das unbeſtreitbare-Recht, nach unferem eigenen Ermeſſen Be⸗ 
ſchlüſſe zu faſſen. Wir machen dem Miniſterium Vorwürfe, daß es dem 
Willen des Abgeordnetenhauſes nachglebt, und Sie wollen, wir ſollen unſer gutes 
Recht aufgeben und uns dem zweiten Hauſe beugen? Das Herrenhaus kann 
ftolz ſein, der Vorlage der Staatsregierung fo konſervative, auf geſunden 
Prinzipien baſirende Vorſchläge gegenäher geftellt zu haben. — Juſtizminiſter 
Graf zur Lippe: Es ſind der Regierungsvorlage Vorwürfe gemacht wor⸗ 
den, die ich zurückweiſen muß. Es ſoll dieſe Vorlage der Ausläufer einer 
revolutionären Richtung ſein; ich glaube aber, daß ſie ganz konſervativ iſt, 
denn ich halte für konſervativ, Juſtitutionen in lebens fähiger Geſtalt weiter 
zu führen und das, was die Zeit vernichtet hat, aufzugeben. Das, was 
für die Waden nothwendig iſt, der Kredit, ſoll durch dieſe Vorlage 
geſichert werden. Wenn aber gefragt wird, ob die pommerſchen Lehen ſchon 
jetzt zu dem befeſtigten Grundbeſitz gehören, fo iſt dieſe Frage zu verneinen. 
Ein jeder Grundbeſitzer hat das Recht, über feinen Beſitz nach Belieben zu 
verfügen. Das Haus ſoll ſich als ſeloſtſtändige Korporation ausſprechen, ich 
bin ein Freund ſolcher Körperſchaften. Wir haben aber in Preußen gleich- 


berechtigte Faktoren der Geſetzgebung und wenn ein jeder ſich als abſolut 


ſelbſtſtändige Korporation gerirk, ſo iſt ein parlamentariſches Leben und 
Zusammenwirken nicht denkbar. Dies letztere ſetzt ſich eben aus Kompro⸗ 


miſſen zuſammen, und wenn ein Faktor die Fenn Verhältniſſe rich⸗ 


tig erkannt zu haben glaubt, jo it das wohl von Wichtigkeit für die Ent- 
ſchließung des anderen Faktors. Es iſt fraglich, ob Ihr Entwurf im ans 
deren Haufe die Zuſtimmung finden wird; jedenfalls warne ich Sie davor, 
die Faſſung der Kommiſſion für den $. 13 anzunehmen, das würde der 
Verwerfung des Geſetzes gleichkommen und die Intereſſen der Provinz 
Pommern erheblich ſchädigen. — Nachdem der Herr Graf Schwerin⸗ 
Schwerinsburg für die Regierungsvorlage und Hr. v. Plötz für die 
Kommiſſtonsanträge das Wort genommen, ſchließt bie allgemeine Debatte. 
$. 1 wird ohne Debatte, §. 2 unter Verwerfung eines Amendements v. 
Plötz, nach der Regierungsvorlage und die Sg. 3—5 ebenſo angenommen. 
Die 88. 6—12 find von der Kommiſſion neu hinzugefügt. Dieſe Paragra⸗ 
phen werden faſt ohne Debatte angenommen. — Der von dem Juſtizminiſter 
als der Verwerſunz gleichſtehend bezeichnete §. 13 lautet: „Lehngutsbeſitzer, 
welche als ſolche zum Herrenhauſe präſentirt und in daſſelbe berufen worden 
ſind, verlieren durch die Allodiſikation des Gutes in Folge dieſes Geſetzes 
nicht ihre Qualifikation für das Herrenhaus, ſo lange das Gut ununter⸗ 
brochen in den Händen des gegenwärtigen Beſitzers bleibt.“ — Hr. v. Ber⸗ 
nuth hält die Annahme dieſer Beſtimmung für unmöglich. Der Inhalt 
habe weit weniger mit den pommerſchen Lehen als mit einer Abänderung 
der Verordnung von 1854 über die Bildung der erſten Kammer (jetzigen 
Herreuhanfes) zu ſchaffen. Sollte man dennoch den Vorſchlag annehmen 
wollen, ſo beantrage Redner, die Worte „in Folge dieſes Geſetzes“ zu ver⸗ 
ändern in: „in den Fällen des 8. 2 Nr. 1 und 2 dieſes Geſetzes.“ Nach 
längerer Debatte wird das Amendement v. Bernuth abgelehnt, ebenſo $. 13 
verworfen. Dafür ſtimmen nur die Herren v. Kleiſt⸗Retzow und v. 
Kröcher. Demnächſt werden die 88.14.—17 nach der Kommiſſtonsfaſſung anges 
nommen. Ebenſo die folgenden Beſtimmungen des Geſetzes bis zum Schluß. In 
der von der Kommiſſion vorgeſchlagenen Faſſung wird das Geſetz nunmehr 
zur Abſtimmung gebracht. Der Präſident erklärt, daß die Majorität ſich für 
die Aunahme erklärt hat. — Hr. Baron v. Sobeck: Ich bezweifle, daß 
das Haus beſchlußfähig iſt. — Hr. v. Kleiſt⸗Retzow: Wir ſind in der 
Abſtimmung; dieſer Einwand it nicht mehr zuläſſig. — Präſident Hr. zu 
Stolberg Wernigerode: Ich konſtatire, daß die Majorität der An⸗ 
weſenden ſich für die Annahme des Geſetzes in der Kommiſſtonsfaſſung er⸗ 
klärt hat, werde jedoch durch Zählung die angezweifelte Beſchlußfähigkeit 
feſtſtellen laſſen. Ich bitte Platz zu nehmen. (Die Zählung geſchieht vom 
Bureau aus.) — Präſident: Drei von uns haben 61, einer nur 60 An⸗ 
weſende gezählt, wird ſind alſo in jedem Falle beſchlußfähig und das Geſetz 
iſt angenommen. N 

Schluß 4 Uhr. Nächſie Sitzung Donnerſtag 12 Uhr. 

— Abgeordnetenhaus.) 60. Sitzung. (Schluß.) Abg Lasker 


eitung. 


Abendblatt. Mittwoch, den 30. Januar. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thir., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Spt 
monatlich 12 ½ Sgr.; 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


— 


1867. 


für den Kommiſſions = Antrag. 
der Garantie einlaſſen; der Schwerpunkt des Geſetzes liegt in dem von der 
Kommiſſton vorgeſchlagenen §. 2. Der Redner erinnert an die Bemü⸗ 


Angelegenheit geſtellten Anträge haben bezweckt, dem Lande zu zeigen, daß 
das Haus eifrig das Recht wahre, der Regierung die Möglichkeit zu geben, 
dieſe Angelegenbeit durch einen wirklichen Kompromiß zu beſeitigen und 


Recht ausüben werde. Dieſe Gelegenheit iſt heute gegeben und da ſei es 
nicht paſſend, wieder eine Reſolution zu faſſen; man müſſe die Sache in 
dem Geſetz ſelbſt zum Austrag bringen. Gegen die Anſicht der Linken in 


das Recht des Hauſes beſtehen; aber er halte es für zweckmäßig, nachdem 
die Regierung dies Recht einmal in Frage geſtellt, es poſitiv auszuſprechen. 
Man werfe ein, daß es nicht ganz paſſend ſei, in einem ſolchen Spezial⸗ 
geſetz einen allgemeinen Rechtsgrundſatz auszuſprechen, aber er ſehe die 
Stichhaltigkeit dieſes Grundes nicht ein. Der Redner führt aus, daß alle 
auch vor dem Jahre 1850 gegebenen Garantien, mögen die betreffenden 
Königlichen Verordnungen eine Ueberſchrift haben, welche ſie wollen, doch 
den Charakter von Geſetzen haben und deshalb nur durch ein Geſetz ab⸗ 


§. 2 ſträube, ohne einen Grund dafür anzugeben, ſo kann dies nur ſeinen 
Grund darin haben, daß ſie dieſe Anſicht nicht theile. Er würde, wenn die 
Regierung eine Erklärung abgäbe, daß ſie die im §. 2 ausgeſprochene Au⸗ 
ſicht theile, aber die Aufnahme in dieſen Geſetzentwurf aus irgend einem 
Grunde nicht wünſche, auf §. 2 verzichten. Verzichtet aber das Haus bei 
ſolcher Gelegenheit auf ſein Recht ohne beſtimmte Erklärung der Regierung, 
ſo giebt es ſein Recht in Bezug auf die Kontrole des Staatsvermögens 
überhaupt auf. Wenn man ſagt, das Haus ſolle nicht um eines Prinzips 
willen das Landes- Intereſſe ſchädigen, jo könne man auch der Regierung 
lasten ſie ſolle um des Intereſſes des Landes willen ein Prinzip fallen 
laſſen. Möglich, daß die Regierung, wenn durch Annahme des 8. 2 das 
Geſetz nicht zu Stande kommt, Kapital in Wahlverſammlungen daraus 
macht, aber ſelbſt inmitten einer Wahlbewegung könne ihn dieſe nicht be⸗ 
ſtimmen, das Recht aufzugeben. Der Redner erinnert an die Vorgänge im 
vereinigten Landtage bei Gelegenheit der Berathung wegen der Anleihe zum 
Bau der Oſtbahn und an die Haltung des Abg. v. Vincke (Hagen) bei 
jeder Gelegenheit. a } 
Vom Abg. Hübner iſt ein neues Amendement eingegangen, dahin 
lautend: 1) an Stelle des §. 2 des Kommiſſions- Antrages folgenden 
Paſſus zu ſetzen: Eine Veräußerung der dem Staate aus dem Vertrage 


Theiles derſelben oder ein Verzicht des Staates auf ſolche bedarf zur Rechts 
gültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 2) in der Ueber⸗ 
ſchrift des Geſetzes die Worte: „und die Verträge über Zinsgarantie für 
Eiſenbahnen im Allgemeinen“ zu ſtreichen.“ — Abg. Glaſer gegen den 
Kommiſſions-⸗Autrag. 5 ö 


ſetze eine ſehr ſchätenswerthe Behandlung zu Theil werden laſſen; ſie hat 
auch vollkommen Recht darin, daß dieſe Eiſenbahn eine in jeder Beziehung 
wichtige und empfehlenswerthe iſt. Sie iſt kommerziell wichtig, weil ſie 
eine nene Linie von Danzig nach Hamburg eröffnet. Aber auch 
I bie For enn dieſer Bahn wünſchenswerth. Die Eiſenbahn bis 
iſt da, und eine 
Vortheile bringen kann. Als dieſe Garantie bewilligt wurde, war ſchon 
damals die Fortſetzung bis Danzig im Plane. Wenn ſie bis dorthin durch⸗ 
gebaut iſt, ſo wird die Garantie geringer werden und dies um ſo mehr, 
weil jeloft auf dieſer Stückbahn noch der Verkehr im Laufe der Zeit regel⸗ 
mäßig ſich geſteigert hat. Alſo in dieſem Falle iſt die Garantie empfehlens⸗ 
werth, weil die ſchon vorhandene Garantie dadurch erleichtert wird. Im 
Allgemeinen muß ich allerdings ſagen, daß ich gegen Garantien bin, denn 
ſo lange es ſchlecht geht, muß der Staat 22 und er bekommt nichts 
wenn es gut geht. Mir kann auch nicht vorgeworfen werden, daß ich von 
dieſer Anſicht abgewichen bin. Bei den Fällen, wo Garantien gewährt 
wurden, und jo auch bei dieſen, find immer beſondere Verhältniſſe vorwal⸗ 
tend geweſen. Es iſt allerdings auch nicht Recht, wenn der Staat gar 
nichts für die Eiſenbahnen thut, aber ich halte es für beſſer, wenn er mit 
fonds perdus eintritt, wie wir es früher bei den Chauſſeen gethan haben. 
Nun komme ich zu der eigentlichen Schwierigkeit. Eigentlich iſt es mir 
ziemlich unerwartet geweſen, daß in dieſem Geſetze eine Gelegenheit ergrif⸗ 
fen wurde, eine ſtaats rechtliche Frage zu entſcheiden. In der Sache ſelber 
will ich weder pro noch contra ſprechen; aber das muß ich doch ſagen, 
wenn die Sache nach der Verfaſſung wirklich ſo klar ſtände, wie behauptet 
wird, ſo würde ja gar kein Grund vorliegen, das hier noch beſonders aus⸗ 
zuſprechen. Es wird aber eine Ergänzung für wünſchenswerth gehalten, 
und dieſe Ergänzung foll für den ganzen preußiſchen Staat generell bei 
Gelegenheit eines Geſetzes über die nuc kleine Eiſenbahn ausgesprochen 
werden. Das iſt nicht blos nicht elegant, das iſt eine geſetzliche Ungeheuer⸗ 
lichkeit, und die Regierung kann, was ich hiermit Namens Berfelben er⸗ 
kläre, den Paragraphen in dieſer Allgemeinheit ſich auf keine Weiſe gefallen 
laſſen. Es würde gegen alle Theorie und alle Praxis des Rechtslebens 
verſtoßen. Die Regierung wird gewiß ihrerſeits nichts thun, was dem Zus 
ſtandekommen dieſes nöthigen Geſetzes hinderlich fein könnte; fie iſt alfo 
damit einverjtanden, an ben einzigen Punkt, der hier eine Ankuupfung ge⸗ 
währen kann, anzuknüpfen und hat demgemäß gegen die Annahme des Amen⸗ 
dements v. Binde oder Hübner nichts zu erinnern. Sollte das Haus blos 
die Reſolution annehmen wollen, ſo würde ſich die Regierung auch das 
gefallen laſſen. Nach dieſer Erllärung hat aber die Regierung den guten 
Willen, im Einklange mit dem Landtage zu bleiben, bewährt, und wenn 
dem ungeachtet Sie den $. 2 aufrecht erhalten, dann iſt es, glaube ich, 
nicht die Regierung, welche Schuld trägt an dem Scheitern des Geſetzes, 
ſondern dann haben es die zu verantworten, die um einer Theorie willen, 
die hier auszusprechen nicht einmal der rechte Ort iſt, eine nützliche Sache 
fallen laſſen. Die Theorie iſt gut und muß vertheidigt werden, dagegen 
habe ich nichts; aber wenn man um einer Theorie willen das Wohl des 
Landes opfern will, dann geſtatten Sie mir, daran zu erinnern, daß von 
der Theorie Niemand ſatt und wohlhabend wird. Ich aber habe dafür zu 
fechten, daß der Wohlſtand des Landes ſich mehre. — Abg. Graf Blumen 
thal betont die Nothwendigkeit der fraglichen Bahnſtrecke im Intereſſe der 
Landwirthſchaft, des Handels und der Juduſtrie in Hinterpommern. — 
Abg. v. Deuzin: Keine Provinz iſt in Betreff der Eiſenbahnen ſo ver⸗ 
nachläſſigt, wie gerade die Provinz Pommern, und das Bedürfniß danach 


der einer ſolchen Wohlthat dringend bedarf, genehmigen Sie die Regierungs⸗ 
vorlage. — Abg. Weiſe bekämpft die Gründe, welche gegen die Ueber» 
nahme der Zinsgarantie geltend gemacht worden find. Der Bau der frag⸗ 
lichen Strecke iſt für Pommern dringend nothwendig; die andern nöthigen 
Linien werden dadurch keineswegs präjudizirt. Der 8. 2 gehort nicht in 
das Geſetz, da man allgemeine ſtaatsrechtliche Grundſätze nicht jo nebenbei 
behandeln darf. 


121 v. Vincke (Hagen): Der Abg. Lasker iſt mit Unrecht der Mei⸗ 
nung, daß ich von meiner früheren Anſicht abgewichen ſei; es iſt mir nicht 
eingefallen, die Rechte des Landes Preis zu geben, die ich für vollſtändig 
begründet und über allem Zweifel erhaben halte. Die Situation auf dem 
vereinigten Landtage war aber eine ganz andere; deshalb bewilligte m 
leine Garantie und keine Anleihe. — Dr. Löwe (Bochum): Durch 


Er will ſich nicht auf eine Befürwortung 


hungen des Hauſes in der Köln⸗ Mindener Angelegenheit; feine in jener 
daran zu erinnern, daß das Haus ſich bei darbietender Gelegenheit ſein 


der Köln⸗Mindener Angelegenheit habe ſich z. B. ein Widerſpruch erhoben, 
man habe nun geſagt, die Sache ſei tobt; jetzt handle es ſich um eine 
brennende Frage. Selbſt wenn das Haus den 8. 2 ablehnt, jo bleibt doch 


geändert werden können. Wenn die Regierung ſich gegen die Annahme des 


vom 21. November 1866 zuſtehenden Anſprüche auf Einnahmen oder eines 


Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Die Kommiſſion hat dieſem Ge⸗ 


finanziell 
arantie dafür ift bewilligt, die dem Lande jährlich . 


wird ſehr ſchwer empfunden. Ich bitte Sie im Namen eines Landestheiles, 


Verfaſſungs⸗Konflikt iſt in die Eiſenbahnpolitit des Hauſes eine gewiſſe a 45 
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5 iſt erfolglos geblieben. 


klarheit gekommen, welche, wie ich gehofft hatte, jetzt beſeitigt werden würde 
— unfere Stellung dem Miniſterium gegenüber in Eiſen ahnſachen bleibt 
leider unklar. Ich meine aber, die Sache müſſe endlich zum Austrag kom⸗ 
men und dieſer Fall ſcheint mir ganz beſonders dazu angethan, denn er 
zeigt, daß bei Zinsgarantien hauptſächlich der Charakter der Staatsſchuld, 
der Staatsgarantie ins Gewicht fällt. — Handelsminiſter Graf Itzen 
plitz: Der Vorwurf, daß ich prinzipiell für Zinsgarantien wäre, iſt nicht 
erechtfertigt; vor etlichen Jahren habe ich mich ſchon dagegen ausgeſprochen 
o wie heute, ich habe aber damals ſchon gejagt, daß es einzelne Fälle gäbe, 
wo Ausnahmen gemacht werden müßten. — Wenn aber der Herr Vor⸗ 
redner ſpricht von der Bevorzugung einer Provinz vor der andern, ſo iſt 
dies vollſtändig ungerechtfertigt; von einer Bevorzugung iſt gar nicht die 
Rede. Habe ich denn Garantien beantragt für die oſtpreußiſche Südbahn 
oder für die Tilſit⸗Inſter burger Bahn? Nein, ſondern ich habe die Privat⸗ 
Induſtrie und das ausländiſche Kapital dort wirthſchaften laſſen. Bei der 
bier fraglichen Bahn ift übrigens nicht nur die Provinz Pommern, ſondern 
auch die Provinz Preußen betheiligt. Die Staatseinkünfte ſind allerdings 
gemeinſames Eigenthum aller Provinzen; die Steuern bringen aber mehr 
ein, wenn ein Land reich iſt. Wenn man nun Provinzen hat, wo viele 


Reichthümer ſchlummern, wie Poſen und Weſtpreußen, ſo liegt es nicht 


nur im Intereſſe der Provinzen, ſondern auch des Staatsſäckels, dort zu 


melioriren. Das iſt keine Wohlthat, ſondern die richtige Operation eines 
guten Hausvaters. Ich bin überzeugt, daß, wenn man für die Intereſſen 
der Provinz Pommern etwas thut, ſich dies nicht mit fünf Prozent, ſon 
dern mit hundert Prozent verzinſen wird. (Beifall rechts.) — Die Gene⸗ 
raldiskuſſion wird geſchloſſen. Es folgt die Spezialdiskuſſton über 8. 1. 

Referent Dr. Becker befürwortet die Annahme deſſelben. Die eigen 
thümliche Lage des Landes, welche bewirke, daß die Privatſpekulation ſich 
zurückziehe, mache es wünſchenswerth, hier eine Ausnahme von der Regel 
zu machen und die Zins arantie zu genehmigen. So ſchlimm, wie einige 

ie Sache darſtellen, ſteht es aber doch nicht mit 
der Vernachläſſigung Pommerns; in Pommern kommt ſchon auf 10 Quadrat⸗ 
meilen eine Meile Eiſenbahnlänge, in der Provinz Preußen aber erſt auf 
14 Quadratmeilen; und von den Opfern im Betrage von 880,000 , 
die der Staat jährlich als Zuſchuß für ſchlecht rentirende Elſenbahnen zu 
zahlen hat, werden für die Provinz Pommern allein 800,000 % veraus⸗ 
abt. — 8. 1 wird darauf mit großer Majorität event. angenommen. Es 
folgt die Berathung über 5. 2. — Abg. Hübner vertheidigt fein Amende⸗ 
ment und bekämpft den Kommiſſionsantrag. — Abg. Tweſten: Es han⸗ 
delt ſich hier um die Anwendung der Verſaffung auf einen ſpeziellen Fall, 
nicht um eine Deklaration, ſondern um die Verhinderung einer falſchen 
Auslegung. Gegen die Annahme der Reſolution muß ich mich erklären. 
Wir baben in der Köln⸗Mindener Frage auch eine Reſolution gefaßt; fie 
Laſſen wir dem blinden Schuß jetzt einen ſcharfen 
uß folgen. (Bravo links.) — Abg. Graf Schwerin: Es freut mich, 
daß der Abg. Tweſten Reſolutionen im Allgemeinen für blinde Schüffe 
hält, bemerke ihm aber, daß, wenn ein ſcharfer Schuß dem blinden folgen 
jet er doch gegen den gerichtet fein muß, dem auch der blinde galt. Das 
ft hier aber nicht der Fall: hier trifft der ſcharfe Schuß das Land, welches 
dadurch ſehr geſchädigt wird. — Nachdem Abg. Hübner ſein Amendement 
urückgezogen, wird über $. 2 des Kommiſſions⸗Antrages namentlich abge⸗ 
immt und derſelbe mit 152 gegen 133 Stimmen verworfen. (Gegen ihn 
ſtimmen mit den Konſervativen und Altliberalen die Abg. Schmidt (Randow), 
Röpell, Stavenhagen, die Polen; für ihn die Katholiken mit den Fraktionen 
der Linken.) Darauf wird das Amendement v. Vincke mit großer Majorität 
angenommen, desgleichen §. 3 („Unfer Finanzminiſter u. ſ. w. wird mit 
der Ausführung beauftragt“) und ſchließlich unter dem Beifall der Rechten 
das ganze Geſetz mit der durch das Amendement v. Binde bedingten Aen⸗ 
derung der Ueberſchrift desſelben. (Für das ganze Geſetz ſtimmen u. A. 
auch Tweſten und v. Hoverbeck.) 

Auf Vorſchlag des Präſidenten wird beſchloſſen, die beiden anderen 
Punkte der Tagesordnung nicht mehr zu berathen. Vor Schluß der Sitzung 
erhält noch das Wort: 

f Handelsminiſter Graf v. Itzenplitz: Auf Grund Allerhöchſter Er⸗ 
mächtigung habe ich dem Hauſe einen Geſetzentwurf vorzulegen. (Bewegung). 
Es ift bekannt, daß das Haus Thurn und Taxis (Bersegung) noch in weit 
ausgedehnten Theilen Deutſchlands Poſtrechte beſitzt. Es iſt gelungen, einen 
Vertrag abzuſchließen, wonach das ganze Poſtrecht incl. der Gebäude und 
des Juventars an Preußen für 3 Millionen Thaler verkauft wird. (Be⸗ 
wegung). Ich gebe anheim, das Geſetz den vereinigten Kommiſſionen für 
Finanzen und Zölle und für Handel und Gewerbe zu überweiſen. — Hr. 
v. Binde empfiehlt Schlußberathung, da die Sache doch einfach und klar 
ſei. Abg. Virchow mit Rückſicht auf die Größe des Objektes Verweiſung 
an die Kommiſſionen, wie der Miniſter es 28 80 fur Präſident von 
orckenbeck durchblattert das Aktenſtück, das aus 20 Artikeln beſteht und 
räth dem Haufe, die bezeichneten Kommiſſionen zur mündlichen Berichter⸗ 
ftattung zu ermächtigen. Graf Schwerin fur Schlußberathung gegen die 
Bevormundung des Hauſes durch die Kommiſſtonen, event. für den Vor 
ſchlag des Präſidenten. Abg. Laster ebenfalls für Verweiſung an die 
Kommiſſtonen, da es ſich wahrſcheinlich um Uebernahme der Thurn und 
Taxisſchen Beamten auf den Etat handle und nicht blos um die 3 Millionen. 
Abg. Rohden desgleichen, da die Regierung ſelbſt ſich mit der Vorfrage 
beſchäftigt habe, ob das Fürſtliche Poſtregal in der That ‚ablösbarer Natur 
fet und man doch zuvor von dieſer Unterſuchung Keuntniß erhalten müſſe. 
— Abg. Virchow: Die Kommiſſionen „bevormunden“ nicht das Haus, 
ſondern informiren es un bereiten ſeine Beſchlüſſe vor. Griffe die An⸗ 
ſchauung des Grafen Schwerin Plat, ſo würden die Verhandlungen des 
Hauſes bald einen ſehr ſtürmiſchen Charakter annehmen. — Das Haus tritt 
der Anſicht des Präſidenten bei und verweiſt die Vorlage an die Kommiffion 
zum Zweck mündlicher Berichterſtattung. N 

Schluß 31, Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 uhr. T. O.: Fort- 
ſetzung der heutigen. 

Hadersleben, 26. Jenuar. Das in der erſten Woche 
dis Januar in Norddeutſchland vollzogene Erſatzgeſchäft hat eine 
zwar heftige, aber doch nur vorübergehende Aufregung in den nörd- 
lichſten Diſtrikten erregt. Die Zahl der nach Dänemark auswan⸗ 
dernden jungen Leute, die ſich der Militärpflicht entztehen wollen, 
war ſehr bedeutend. Da aber die Mehrzahl der Ausgewanderten 
nicht mit großen Mitteln ausgeſtattet war und in den durchaus 
nicht reichen Bezirken Jütland keine Arbeit und Unterſtützung fand, 
fo bereuten bald Viele den vorſchnellen Entſchluß und kehrten zu- 
rück, namentlich als allgemein bekannt wurde, wie gelinde bei der 
Aus bebung verfabren worden ſel. Die Zahl der zum einjährigen 
freiwilligen Dienſt ſich Meldenden iſt auch hler ſehr bedeutend. — 
Die Vorbereitungen zu den Wahlen für das norddeutſche Parla- 
ment ſind hier ſo weit beendet, daß ſowobl dle däniſche als auch 
die deutſche Partei ihre Kandidaten gewählt hat. Der deutſchen 
Partel darf man wohl mlt Recht zu geringe Rührigkeit vorwerfen, 
denn während im Süden Wahlerlaſſe und Programme wie Pilze 
aus dem Boden wachſen und auch die Kandidaten ſchon vlelfach 
zu ihren Wählern geſprochen baben, iſt hier noch nichts Derartiges 
geſchehen. Die bieſige deutſche Bevölkerung ſteht übrigens ein- 
müthig auf dem Boden des von Prof. v. Treitſchke verfaßten und 
von einem Comité Gleichgeſtunter in Kiel veröffentlichten Pro- 
gramms. Im Grunde kann dle einzige Forderung, welche die 
hieſige deutſche Partei ihrem Abgeordneten zu ſtellen hat, nur die 
fein: „Keine Abtretung von Nordſchleswig.“ Im Ganzen iſt man 
bler jetzt ſehr zufrieden mit der beſtehenden Verwaltung; nur eine 
Klage tönt aus allen Theilen des Landes wieder, die über die 
große Einquartierungslaſt. Aber auch in dieſem Punkte ſteht Ab- 
hülfe in naher Ausſicht, da man an verſchiedenen Orten zum Bau 
neuer Kaſernen und Magazine ſchreltet. Die Deutſchen ſchöpfen 
bleraus die Hoffnung, daß ſo koſtſplellge Bauten nicht unternommen 
werden würden, wenn nicht der Zuſtand Nordſchleswigs ſchon jetzt 
als ein definitiver zu betrachten wäre. er 

Dresden, 28. Januar. (W.-3.) Der König iſt erſolg⸗ 


we 


reich mit Schritten zur Verſöhnung zwiſchen den Höfen von Berli 
und Wien beſchäftigt. 4 
Ausland. 

Stockholm, 23. Januar. In beiden Kammern des 
Reichstages proponirte heute der Juſtizminiſter, Freiherr Louis de 
Geer, daß jeder Abgeordnete, welcher eine beliebige Interpellatlon 
an irgend einen Miniſter zu richten beabſichtigt, verpflichtet ſein 
ſoll, die Anfrage zuvor bel den reſp. Präſidenten anzumelden, da⸗ 
mit die Miniſter ſofort die Beantwortung der Interpellation be⸗ 
ſtimmt in Aus ſicht ſtellen können. — In der erſten Kammer wur- 
den heute von dem Freiherrn A. C. Raab folgende Privat-Pro- 
pofitionen angemeldet: 1) die Einführung der 6- bis 10 jährigen 
Dienſtzeit für die Soldaten, ſowie die Ermächtigung der reſp. Be⸗ 
fehlsbaber zur Einleitung einer Unterſuchung darüber, ob nach Ab- 
lauf dieſer Zeit die Rekapltulation ſtattfinden darf oder nicht; 2) 
die Eintheilung der wehrpflichtigen Mannſchaften in ſieben Klaſſen, 
von denen fünf ſtets disponibel fein, die übrigen beiden hingegen 
in Kriegszeiten Depots bilden ſollen; 3) die Errichtung eines 
Landſturms, in den jeder Staatsbürger nach dem Abſchluß des 
Dienſtalters eintreten muß und in dem die früheren Angehörigen 
der Armee in Gemeinſchaft mit den Scharfſchützenvereinzn den 
Kern bilden ſollen; 4) die Abſchaffung des Stellvertretungesſyſtems 
und die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, ſowie die erhödte 
kriegeriſche Ausbildung des Ofſizlerkorps. — In der zweiten Reichs⸗ 
tagskammer proponirte heute der Abg. Witt die Abſchaffung der 
Prügelſtrafe in der Armee und auf der Flotte. 


Pommern. a 

Stettin, 30. Jauuar. Nach Eröffnung der geſtrigen Stadtverord⸗ 
neten⸗Sitzung verlas der Herr Vorſitzende ein Reſkript der Königl. Regie ⸗ 
rung an den Magiſtrat, durch welches für den neu zu wählenden Oberbür⸗ 
germeiſter ein denten eee ls Gehalt von jährlich 2800 % und 500 
Repräſentationskoſten, für den Bürgermeiſter ein Gehalt von jährlich 2000 
S in Gemäßheit des §. 64 der Städteordnung feſtgeſetzt wird. Hr. Dr. 
Zacharige führte in einem längeren Vortrage aus. daß die Verſammlun 
ſich dieſe Feſtſetzung nicht ohne Weiteres gefallen laſſen konne, indem dur 
dieſelbe das Gehalt von der Regierung einſeitig um die Summe von 300 
A, welche bisher nur eine perfönliche Zulage für den zeitigen Juhaber 
der Stelle involvire, erhöhet werde. Es erſcheine ihm jedenfalls bedenklich, 
ob die Regierung zu einer ſolchen Anordnung kompetent, denn das Gehalt 
des Oberbürgermeiſters ſei ſchon früher mit ausdrücklicher Zuſtimmung jener 
Behörde feſtgeſtellt und erachte er eine Aenderung in Folge des Eintritts 
eines bloßen Perſonenwechſels für unzuläſſig. Es liege darin ein Eingriff 
in das kommunale Selbſtverwaltungs recht und glaube er wohl, daß eine 
Beſchwerde an den Hrn. Oberpräſidenten von Erfolg fein werde. Redner 
beantragte deshalb ſchließlich die Bildung einer Kommiſſion von 4 Mit⸗ 
gliedern aus den 4 Abtheilungen, welche die Beſchwerde zu entwerfen habe 
und Ausſetzung der für dieſe Sitzung anberaumten Neuwahl eines Ober⸗ 
bürgermeiſters, event. Vornahme der Wahl unter dem ausdrücklichen Vor⸗ 
behalt, daß durch dieſelbe die Gehaltsfrage nicht präjudinrt werde. Herr 
Tieſſen hält den von der Regierung eingenommenen Standtpunlt nicht 
für anfechtbar; die Stelle ſei früher ſchon fo dotirt, wie fie nach dem Ver⸗ 
langen der Regierung fernerweit botirt werden ſolle und die flüher erfolgte 
Bewilligung der perjönlichen Zulage von 300 % ſcheine ihm ein Grund 
dafür — * zu ſein, daß die Stelle vor dieſer Bewilligung eben nicht 
auskömmlich dotirt war. Außerdem macht er darauf aufmerkſam, daß die 
neuen Bewerber um die Stelle ein Recht haben würden, die Summe zu 
fordern, welche in der bezüglichen öffentlichen Aufforderung als mit der⸗ 
ſelben verbundenes Einkommen ausdrücklich bezeichnet worden. Herr Dr. 
Amelung ſpricht ſich dahin aus, daß das in Rede ſtehende Reſkript 
ſowohl formell als materiell unbegründet erſcheine und aus dieſem 
Grunde konne die Verſammlung es nicht ruhig hinnehmen. Die He 
gierung habe durch die Städteordnung nie das Recht, das Gehalt 
einſeitig feſtzuſetzen; er ſpreche ſich Be für die Beſchwerdeführung 
aus, halte es aber anf der anderen Seite aus verſchiedenen Gründen ſogar 
für zweckmäßig, die Gehaltsfrage erſt nach erfolgter Wahl zum Austrag 
zu bringen und koͤnne man die Wahl deshalb ohne Weiteres vornehmen. 
Herrn Dr. Waſſerfuhr erſcheint das Recht der Regierung, ſo wie ge⸗ 
ſchehen zu verfahren, zweifel⸗ und eine Beſchwerde erfolglos Eine von 
ihm zur Erledigung der Streitfragen beautragte motivirte Tagesordnung 
wird i deſſen abgelehnt und nachdem Hr. Dr. Zacharige denjenigen Theil 
feines Antrages, welcher ſich auf die vorläufige Ausſetzung der ahl be⸗ 
zieht, zurückgezogen hat, erfolgt durch Majoritätsbeſchluß die Annahme des 
Zacharige-⸗Amelung'ſchen Antrages. — Die Verſammlung erklärt ſich ferner 
damit einverſtanden: 1) daß 8255 Juſtiz-Rath Pitzſchky aus geſchäftlichen 
Rückſichten von dem Amte als Mitglied der Oekonomie Deputation ent⸗ 
bunden, 2) daß Behufs Wiederbeſetzung einer vakauten Lehrerſtelle an der 
Ottoſchule das bezügliche Gehalt 5 jahrlich 600 9% erhöht und in der 
zu erlaffenden öffentlichen Bekanntmachung zur Meldung „wiſſenſchaſtlich 
gebildeter Lebrer“, anſtatt, wie zuerſt vorgeſchlagen, nur „Theologen“ aufge⸗ 
fordert, 3) daß das der Stadt rückſichtlich des Grundſtücks Nr. 8 der Pom⸗ 
merensdorfer Straße zustehende Vorkaufsrecht nicht ausgenbt werde. — 
Mehrere Grundſtücksbeſizer der Oberwick ſchildern die offenbare Gefährlich⸗ 
keit der dortigen bekanntlich äußerſt frequenten Paſſage, heben hervor, wie 
dringend nothwendig eine durchgreifende Verbeſſerung iſt und bitten, die ⸗ 
ſelbe beim Magiſtrat zu befürworten. Der Referent, Herr Gräber, wel- 
cher die Beſchwerde an Ort und Stelle näher geprüft, weist nach, daß bei 
dem jetzigen Zuſtande Leben und Eigenthum offenbar gefährdet iſt und 
gehen ſowohl von ſeiner, wie auch von Seiten der Herren Kaſeburg und 
Stahlberg verſchiedene Vorſchläge aus, wie den Uebelſtänden abzuhelfen 
fi. Die Verſammlung beſchloß, die Vorſtellung dem Magiſtrat mit dem 
Erſuchen zu überweiſen, eine Vorlage darüber zu machen, wie in geeigneter 
und ſchleunigſter Weiſe Abhülfe geſchafft werden könne. 

— Geſtern Nachmittag zwiſchen 2 und 3 Uhr entſtand in 
einer parterre belegenen Stube des Aſpls Turnerſtraße No. 8 zu 
Torney auf bisher nicht näher ermittelte Weiſe Ftuer, wodurch 
mehrere Bett- und Kleidungsſtücke im Geſammtwerthe von ca. 50 
Thlrn. ein Raub der Flammen wurden. Die Dämpfung des 
Feuers gelang ohne Zuzlehung der Feuerwehr. 

— Die Diebſtäble ſowohl aus ver- als unverſchloſſenen Räu⸗ 


men nehmen ihren faſt ununterbrochenen Fortgang, ſo daß aus⸗ 


reichender Grund zur größten Vorſicht und Wachſamkeit vorliegt. 
Wie neuerdings zur Anzeige gekommen, ſind in den letzten Tagen 
vom verſchloſſenen Trocknenboden des Haufes Frledrichsſtraße Nr. 3 
verſchledene Wäſcheſtücke, aus einer unverſchloſſenen Schlafkammer 
im Haufe Roſengarten Nr. 62 verſchledene Bett- und Kleidungs⸗ 
ſtücke und aus dem Verkaufslokale eines Bäckers in Grabow dle 
Ladenkaſſe mit ca. 4 Thaler Inhalt geſtohlen. Die Diebe ſind 
bisher nicht ermittelt. 

— Der Arbeiter T. in Grabow hat ſich geſtändlich dadurch 
eines Betruges ſchuldig gemacht, daß er von einem dortigen Gärt⸗ 
ner angeblich im Auftrage — indeſſen ohne Vorwiſſen — des 
Fuhrherrn Nickel Bezahlung für von dem leczteren gelieferten 
Pferdedung in Empfang genommen, das Geld aber in ſeinem 
Nupen verwendet hat. 

Stargard, 29. Januar. Am nächſten Montag ſell die 
Wahl eines Bürgermeiſters unſerer Stadt erfolgen. — Für den 
Saapiger Kreis find die Wahlbezirke noch immer nicht publigiet, 
obgleich die Feſtſtellung derſelben Seitens des Königlichen Lend⸗ 
ralhsamtes bereits beendet iſt. 

+ Dramburg, 29. Januar. In dem Wahlkreiſe Dre m- 


burg-Belgard-Schivelbein iR eine vollſtändige Einigung innerhalb 
der konſervativen Partei über den für den Reichstag des norbbeut- 
ſchen Bundes in Ausfiht zu nebmenden Abgeordneten tisher nicht 
erfolgt. Der von einem Wahl-Comité des Belgarder und Schi ⸗ 
velbeiner Kreiſes vorgeſchlagene Kandidat Herr v. Arnim⸗Hein⸗ 
richsdorff findet nicht den gehofften Anklang, namentlich iſt im 
hieſigen Kreiſe die Stimmung von konſervativer und auch vielfach 
von liberaler Seite allein für unſeren Landrath, den Grafen von 
Weſtarp günſtig. Letzterer fol ſich zur Annahme eines Man- 
dats auch bereit erklärt haben. — Von liberaler Seite iſt Prof. 
Gneiſt in Berlin als Kandidat für den dieſſeitigen Wahlkreis 
aufgeſtellt. 


Neueſte Nachrichten. 

Kiel, 29. Januar, Abends. Der größere Theil der ſtädtl⸗ 
ſchen Deputirten iſt wegen feiner Nichtbetheiligung an der Beſißz⸗ 
ergreifungefeler in Folge einer Verfügung des Oberpräſidiums auf⸗ 
gefordert worden, binnen 8 Tagen hierüber eine motivirte Erklä⸗ 
rung abzugeben. 

Stockholm, 29. Januar, Nachmittags. Der Königlich 
preußiſche Geſandte am hleſigen Hofe, Freiherr v. Roſenberg, bat 
ſich vorgeſtern in Folge telegraphiſcher Weiſung nach Stuttgart be⸗ 
geben, um, wie es heißt, den dortigen Geſandtſchaftspoſten zu 
übernehmen. Ueber ſeinen Nachfolger am hieſigen Hofe verlautet 
noch nichts. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Paris, 29. Januar. Ein Dekret verbletet die Einfuhr 
und den Tranſit wiederkäuender Thlere, wie der Erzeugnijje aus 
denſelben und der friſchen Abgänge aus Preußen und Rheinbalern 
in Frankreich. 

Florenz, 28. Januar. Der Senat hat beſchloſſen, den 
Admiral Perſano wegen Ungehorſam, Unüberlegtheit und Nach⸗ 
läſſigkeit in Anklage zu verſetzen. 

Petersburg, 30. Januar. Ein Kaiſerlicher Befehl ſchließt 
die hier tagenden Provinzlalſtände wegen geſetzwidriger und regie⸗ 
rungefeindlicher Haltung, ſetzt den Vorſißenden und ganzen Aus- 
ſchuß ab und eutläßt die Mitglieder. 


1 Börſen⸗Berichte. 
tettin, 30. Januar. Witterung: regnigt. Temperatur + 6 R. 
Wind: SW. a 5 5 * 

An der Börje, 


Weizen nach Schwankungen niedriger, loco pr. 85pfd. gelber und 
weißbunter 82—86 &, feiner 87—88 9%, geringer gelber und weiß ⸗ 
bunter 7481 & bez., 83—85pfd. gelber Frübjahr 83 ½, 84½, 84 9% 
bez, Br. u. Gd., Mai⸗Juni 84%, Ke bez. u. Br., Juni-Juli 86 % Br. 

Roggen behauptet, pr. Januar durch Deckungen gefteigert, pr. 2000 
Pfd. loco 54—57 bez., Januar 56 C bez. u. Gd. Frubsabr 539, 
54 bez., Br. u. Gd, Mai⸗Juni 54½ , bez. u. Gd., Juni-Juli 55 


* bez. u. Br. 
ie loco pr. 70pfd. 48 —51 & bez., 69.—70pfd. ſchleſ. Fru. 


Gerſt 
50 9% Br. 
5 De ; r loco pr. 50pfd. 29—30 3% bez., 4T—50pfb. Frühjahr 31 9% 

ez. u. Gd. 

Erbſen loco Futter- 52—55 bez, Koch⸗ 57—60 bez., Früh ⸗ 
jahr Futter- 57 ½ — Br. * * . FR 7 8 5 

Kab ol ſtau, loco 11½ ½ Bt. Januar⸗Februar 11, 2%. 7 
April⸗Mai 119, 2 M bez., Br. u. Gd. 0 

Spiritus matt, loco ohne Faß 161, 2 & bez., mit Faß 16% 
„ bez., Januar⸗Februar 16½ Br., Frühlahr 16%, 9%. bez., ai⸗ 
Juni 161½½, 17 „ bez. u. Gd. 

Landmarkt. 

Weizen 82—87 , Roggen 54—59 , Gerſte 44—50 , Erbſen 
5460 % per 25 Schffl., Hafer 27—31 % per 26 Schſfl., Stroh pr. 
Schock 6-8 3, Heu pr. Ctr. 15-25 n 

Hamburg, 29. Januar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen leco 
flau, ab Auswärts ſehr ruhig, auf Termine ſeſt. Weizen pr. Januar-Fe⸗ 
bruar 5400 Pfd. netto 152 Bankothaler Br., 150 Gd., pr. Früvjahr 145 
Br., 145 Gd. Roggen pr. Jauuar Februar 5000 Pfd. Brutto 92 Br., 
90 Gd., pr. Frühjahr 88 Br., 87 Gd. Oel geſchäftslos, loco 25½.— 90, 
pr. Mai 2575, pr. Oktober 262, — ,. Kaffee ruhig. Zink gejchäfte- 
los. — Trübe und warm. f 

Amſterdam, 20. Jauuar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
pr. März 206, pr. Oktober 198 —199. 


Stettin, den 20 Januar. 
Berlin | kurz — [Pom. Chauss.- 

„* 2 ut. — bau-Obligat.. 5 — 
Hamburg 6 T. 151% G Used. Wollin. 

1 2 Mt. 151% 6 Kreis-Oblig. »+| 5 = 
Amsterdam +|8 Tag. 143% G St. Str. V.- A. 4 — 

2 Mt. — Pr. Nat.-V.-A. 4 115 B 
London 10 Tag.] 6 241, bz Pr. Sec-Assec.- 

3 3 Mt. 62214 B (Comp.-Act. 4 — 
Paris 10 Tg. 81.8 Pomerania 4 — 

* b 2 Mt. 80%, B [Union . 4 102 B 
Bordeaux 10 Tg. — St. Speich.-Act.] 5 — 

1 Mt. — V.-Speich.-A. 5 — 
Bremen 8 Tag — bomm. Prov.- 

5 3 Mt. — Zuckers.-Act. 5 650 B 
St. Petersbg. 3 Weh. 91½% B . St. Zucker- 
Wien 8 Tag. — Sieder.- Actien] 4 — 

„ 2 Mt. — Mesch. Zucker- 

Preuss. Bank 4 Lomb. 414 & [Fabrik-Anth. 4 — 
Sts.-Anl.5457 4½ 99½ G Bredower „ 4 — 

5 53 — Walzmühl-A. 5 — 
St.-Schläsch. | 3½ 85% & , [St-Portl.-Cem.- 

P. Präm.-Anl.| 3%, — Fabrik +++» 4 — 
Pomm.Pfdbr. 355 — Stett. Dampf 

3 89%, G Ischlepp-Ges. . 5 | 250 B 

„ Rentenb.| 4 — Stett. Dampf- 

Ritt. P. P. B. A. schiffs-Verein . 5 5 

d 500 Rtl. | 4 — N. Dampfer-C | 4 94 B 
Borl.-St. Eis. Germania 4 100 B 
Act. Lt. A. B. 4 — Vulkan 4 70 B 

„ Prior. 4 — Stett. Dampf- 

» 95344 — mühlen-Ges. 4 101%, B 
Starg.-P. E. A.] 4½ 94½ & |Piommerensd. - 

“ Prior.| 4 = Chem. Fabrik | 4 — 
Stett. Stat-O.] 4½ 98½ B Ohem. Fb.-Ant. 4 — 
Stett. Börsh.- Stettin. Kraft- 
Obligationen | 4 — Dünger-E.-A. . — — 
St. Schausp.- Gemeinnützige 
Obligationen] 5 — Zauges.-Anth. | 3 — 


